30. MÄRZ 2026 - Gesetz zur Regelung eines befristeten rechtlichen Rahmens für die Vollstreckung der Strafe unter elektronischer Überwachung, der Bewährungsstrafe, der Arbeitsstrafe, der Aussetzung und der Aussetzung mit Bewährungsauflagen, des Aufschubs und des Aufschubs mit Bewährungsauflagen, der in Artikel 50 des Strafgesetzbuches erwähnten Nebenstrafe und bestimmter Strafen, die juristischen Personen auferlegt werden, und zur Abänderung des Strafprozessgesetzbuches, des Gesetzes vom 17. Mai 2006 über die externe Rechtsstellung der zu einer Freiheitsstrafe verurteilten Personen und die dem Opfer im Rahmen der Strafvollstreckungsmodalitäten zuerkannten Rechte und des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches im Hinblick auf das Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches (Artikel 1, 99 bis 107 und 110)


(Belgisches Staatsblatt vom 14. August 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


30. MÄRZ 2026 - Gesetz zur Regelung eines befristeten rechtlichen Rahmens für die Vollstreckung der Strafe unter elektronischer Überwachung, der Bewährungsstrafe, der Arbeitsstrafe, der Aussetzung und der Aussetzung mit Bewährungsauflagen, des Aufschubs und des Aufschubs mit Bewährungsauflagen, der in Artikel 50 des Strafgesetzbuches erwähnten Nebenstrafe und bestimmter Strafen, die juristischen Personen auferlegt werden, und zur Abänderung des Strafprozessgesetzbuches, des Gesetzes vom 17. Mai 2006 über die externe Rechtsstellung der zu einer Freiheitsstrafe verurteilten Personen und die dem Opfer im Rahmen der Strafvollstreckungsmodalitäten zuerkannten Rechte und des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches im Hinblick auf das Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


(…)


KAPITEL 3 - Abänderungsbestimmungen


(…)


Abschnitt 3 - Abänderungen des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches


Art. 99 - In Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches wird Artikel 43 des Strafgesetzbuches wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 2 Absatz 2 Nr. 2 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"In Abweichung vom ersten Satz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, muss der Betreffende eine feste Adresse haben, an der die Anwesenheitspflicht ausgeführt wird, und vor jeder Änderung die Erlaubnis der Staatsanwaltschaft erhalten haben,".

2. Paragraph 4 wird aufgehoben.

3. Paragraph 5 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, ist, wenn die Strafe unter elektronischer Überwachung nicht oder nur teilweise vollstreckt wird, oder im Fall einer schwerwiegenden Nichteinhaltung der allgemeinen Bedingungen oder Sonderbedingungen die Staatsanwaltschaft gemäß Artikel 3 § 3 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung zuständig für die Entscheidung, die ausgesprochene Ersatzgefängnisstrafe oder den verbleibenden Teil dieser Strafe nach Abzug der Dauer der bereits vollstreckten elektronischen Überwachung zu vollstrecken."


Art. 100 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 44 des Strafgesetzbuches wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 3 Absatz 2 Nr. 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"In Abweichung vom ersten Satz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, muss die natürliche Person den Vorladungen der Bewährungskommission und des mit der Begleitung beauftragten zuständigen Dienstes der Gemeinschaften Folge leisten."

2. Paragraph 4 Absatz 3 wird aufgehoben.

3. Paragraph 4 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von den Absätzen 1 und 2 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, ist bei Verurteilung einer natürlichen Person zu einer Bewährungsstrafe die Bewährungskommission gemäß Artikel 6 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung zuständig, die durch die gerichtliche Entscheidung bestimmten Sonderbedingungen der Bewährungsstrafe ganz oder teilweise auszusetzen, sie näher zu bestimmen, an die Umstände anzupassen oder der Bewährungsstrafe ein Ende zu setzen, wenn die Bewährungskommission der Ansicht ist, das diese Strafe ihr Ziel erreicht hat, und ist bei Verurteilung einer juristischen Person zu einer Bewährungsstrafe der Strafvollstreckungsrichter gemäß Artikel 23 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung dafür zuständig."

4. Paragraph 5 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, entscheidet bei Verurteilung einer natürlichen Person zu einer Bewährungsstrafe die Staatsanwaltschaft gemäß Artikel 7 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung über die Vollstreckung der Ersatzstrafe oder eines Teils dieser Strafe, wenn die Bewährungsstrafe nicht oder nur teilweise vollstreckt wird, und entscheidet bei Verurteilung einer juristischen Person zu einer Bewährungsstrafe der Strafvollstreckungsrichter gemäß den Artikeln 24 und 25 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung darüber."


Art. 101 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 45 des Strafgesetzbuches wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 3 Absatz 2 wird aufgehoben.

2. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, überwacht die Bewährungskommission gemäß Artikel 8 §§ 1 bis 4 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung die Ableistung der Arbeitsstrafe."

3. Paragraph 4 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, entscheidet die Staatsanwaltschaft gemäß Artikel 8 § 4 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung über die Vollstreckung der Ersatzstrafe oder eines Teils dieser Strafe, wenn die Arbeitsstrafe nicht oder nur teilweise abgeleistet wurde."


Art. 102 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 50 des Strafgesetzbuches durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 4 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, entscheidet der Strafvollstreckungsrichter oder gegebenenfalls das Strafvollstreckungsgericht gemäß den Artikeln 26/2, 28, 29/1, 47, 48, 49/1 und 95/1 des Gesetzes vom 17. Mai 2006 über die externe Rechtsstellung der zu einer Freiheitsstrafe verurteilten Personen und die dem Opfer im Rahmen der Strafvollstreckungsmodalitäten zuerkannten Rechte über die Änderung dieser Strafe, wenn diese Strafe zusammen mit einer freiheitsentziehenden Strafe auferlegt wird, und entscheidet der Strafvollstreckungsrichter gemäß Artikel 19 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung darüber, wenn diese Strafe zusammen mit einer anderen freiheitsbeschränkenden Strafe, einer Vermögensstrafe oder gemäß Artikel 36 Absatz 10 des Strafgesetzbuches anstelle einer Hauptstrafe auferlegt wird."


Art. 103 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 56 des Strafgesetzbuches wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, überwachen der Strafvollstreckungsrichter und die Staatsanwaltschaft gemäß Artikel 28 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung die Vollstreckung der gemeinnützigen Dienstleistungsstrafe."

2. Paragraph 4 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, entscheidet der Strafvollstreckungsrichter gemäß Artikel 31 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung über die Vollstreckung der Ersatzgeldbuße oder eines Teils dieser Geldbuße, wenn die gemeinnützige Dienstleistungsstrafe nicht oder nur teilweise vollstreckt wird."


Art. 104 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 65 des Strafgesetzbuches wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 2 Absatz 2 Nr. 2 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"In Abweichung vom ersten Satz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, muss der Verurteilte, der eine natürliche Person ist, eine feste Adresse haben und bei Adressenänderung dem mit der Begleitung beauftragten zuständigen Dienst der Gemeinschaften unverzüglich die Adresse des neuen Wohnortes mitteilen,".

2. Paragraph 2 Absatz 2 Nr. 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"In Abweichung vom ersten Satz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, muss der Verurteilte, der eine natürliche Person ist, den Vorladungen der Bewährungskommission und gegebenenfalls des mit der Begleitung beauftragten zuständigen Dienstes der Gemeinschaften Folge leisten."

3. Paragraph 3 Absatz 2 wird aufgehoben.

4. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung von Absatz 1 und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, ist die Bewährungskommission gemäß Artikel 13 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung gegenüber natürlichen Personen zuständig, um die Bewährungsauflagen ganz oder teilweise auszusetzen, sie näher zu bestimmen oder an die Umstände anzupassen, und ist der Strafvollstreckungsrichter gemäß Artikel 37 des Gesetzes zur Festlegung eines befristeten rechtlichen Rahmens in Sachen Strafvollstreckung gegenüber juristischen Personen dafür zuständig."

5. Paragraph 4 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"In Abweichung vom vorhergehenden Absatz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, entscheidet das Korrektionalgericht oder, in dem in Absatz 4 erwähnten Fall, das Polizeigericht, das den Aufschub ausgesprochen hat, wann der Aufschub widerrufen werden kann."


Art. 105 - In Artikel 2 desselben Gesetzes wird Artikel 74 § 3 Nr. 2 des Strafgesetzbuches durch folgenden Satz ergänzt:

"In Abweichung vom ersten Satz und bis zu einem vom König festzulegenden Datum, spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2029, setzt die Verjährung am Datum des Widerrufsentscheids oder an dem Tag, an dem das Widerrufsurteil nicht mehr im Wege der Berufung angefochten werden kann, ein."


Art. 106 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 37/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 37/1 - Die Verjährung von Sondereinziehungen, die vor Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes formell rechtskräftig geworden und an diesem Datum nicht verjährt sind, unterliegen weiterhin den Bestimmungen des Strafgesetzbuches vom 6. Juni 1867, wie sie vor Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes in Kraft waren."


Art. 107 - In Artikel 38 des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches wird Absatz 1 durch die Wörter "und mit Ausnahme der Artikel 47 Absatz 6, 48 Absatz 4, 49 Absatz 6 und 57 Absatz 3 des Strafgesetzbuches, die an einem vom König festzulegenden Datum und spätestens am 30. Juni 2029 in Kraft treten" ergänzt.


(...)




KAPITEL 6 - Inkrafttreten


Art. 110 - Vorliegendes Gesetz tritt am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 1 des Strafgesetzbuches und des Gesetzes vom 29. Februar 2024 zur Einführung von Buch 2 des Strafgesetzbuches in Kraft.

Kapitel 2 tritt an einem vom König festzulegenden Datum und spätestens am 30. Juni 2029 außer Kraft.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 30. März 2026


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

Mit dem Staatssiegel versehen:

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

